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Anlage 16 zum Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX (vom 
15.12.2022) 
 
Projekt „Neue Leistungs- und Vergütungssystematik in der Sozialen Teilhabe“ 
 

 Ziel und Zweck 1.
Die Vertragsparteien des Landesrahmenvertrags nach § 131 SGB IX vereinbaren ein 
Projekt, mit dem die Finalisierung des Landesrahmenvertrags in der Sozialen Teilhabe 
als auch die flächendeckende Umsetzung der dann vereinbarten neuen Leistungs- und 
Vergütungssystematik in Einzelvereinbarungen nach § 125 SGB IX erfolgt. Hierzu sind 
in der Projektliste mit Stand 15.12.2022 zu dieser Anlage die einzelnen noch zu 
regelnden Punkte des Landesrahmenvertrags und das Verfahren der 
Einzelvereinbarungen nach § 125 SGB IX beschrieben. Die Projektliste wird in den 
dafür benannten AGs nach und nach abgearbeitet und regelmäßig aktualisiert bzw. 
ergänzt. Die Ergebnisse werden sukzessive der Gemeinsamen Kommission zur 
Beschlussfassung vorgelegt.  
 
Gleichzeitig müssen Regelungen getroffen werden, um die Zeit bis zur erfolgten 
Umstellung in der seitherigen Praxis zu regeln und Verfahren zu beschreiben. 
 

 Laufzeit und Geltungsbereich des Projekts 2.
Die Projektphase beginnt am 01.01.2023 und endet am 31.12.2024. Die diesbezüglich 
getroffenen Regelungen gelten für alle Angebote der Eingliederungshilfe für 
erwachsene Menschen mit Behinderungen im Rahmen der Sozialen Teilhabe 
entsprechend §§ 24 ff. des Landesrahmenvertrags, soweit nachfolgend nichts 
Abweichendes vereinbart ist. 
 

 Virtuelle Erprobung 3.
Die Virtuelle Erprobung der neuen Leistungs- und Vergütungssystematik in der Sozialen 
Teilhabe inklusive der Befragung und der Erstellung der Berichte im Zusammenhang 
mit § 9 Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX Qualität und Wirksamkeit der 
Leistung Soziale Teilhabe hat begonnen. Um einerseits eine belastbare Anzahl an 
Leistungsangeboten sowie diese belegende Kommunen zu erhalten und die Möglichkeit 
zu schaffen, alle neuen Mechanismen umfassend zu erproben, wurde die Erhebungs- 
und Auswertungszeit für die Virtuelle Erprobung bis zum 31.01.2023 verlängert. In der 
Sitzung der Gemeinsamen Kommission am 03.02.2023 werden die Ergebnisse der 
Virtuellen Erprobung vorgestellt.   
Anschließend prüfen die Vertragspartner innerhalb von 4 Wochen, ob sie sich zur 
Übernahme der Grundlagen der neuen Leistungs- und Vergütungssystematik in den 
Landesrahmenvertrag bereit erklären.  
 

 Ausgestaltung der neuen Systematik und Überarbeitung des 4.
Landesrahmenvertrags 

Im nächsten Schritt erfolgt anhand der Projektliste in allen Teilbereichen die 
"Feinjustierung" mit detaillierten systemischen und verfahrenstechnischen Festlegungen 
im Landesrahmenvertrag. Der Landesrahmenvertrag ist zusätzlich aufgrund 
zwischenzeitlich erfolgter neuer rechtlicher Grundlagen sowie neuer Erkenntnisse zu 
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überarbeiten und in Teilen neu zu formulieren. Die Vertragsparteien verpflichten sich 
nach Möglichkeit, hiermit bis zum 30.06.2023 vollständig abgeschlossen zu haben.  

 Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen nach § 125 SGB IX 5.
Die Vertragsparteien verpflichten sich, ein geeignetes Verfahren zu entwickeln, welches 
den zügigen Abschluss von Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen für alle 
Angebote der Sozialen Teilhabe ermöglicht. Ziel des Verfahrens ist es, dass zu allen 
Angeboten nach zukünftiger Vereinbarungslogik gemäß Landesrahmenvertrag neue 
Vereinbarungen spätestens bis Ende 2024 geschlossen sind. 

Zwischenzeit6.
In der Zwischenzeit bis zum 31.12.2024 müssen Regularien vereinbart werden, um das 
seitherige Geschehen der Leistungserbringung und der damit verbundenen 
Vergütungen fortsetzen zu können. Insoweit kommt § 60 Abs. 3 Landesrahmenvertrag 
nicht zur Anwendung. 

Hierzu erklären die Vertragsparteien – in Abhängigkeit von dem vereinbarten Verfahren 
zum Inkrafttreten der aufgrund der neuen Leistungs- und Vergütungssystematik – 
folgendes: 

a) Der öffentlich-rechtliche Vertrag gemäß §§ 53 ff. SGB X über die Förderung des
Betreuten Wohnens von Menschen mit Behinderungen in der aktuell gültigen
Fassung findet längstens bis zum 31.12.2024 weiterhin Anwendung. Dieser Vertrag
entfaltet für den Leistungserbringer keine Bindungswirkung. Das Recht auf
Grundlage der §§ 123 ff. SGB IX Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen für
Leistungen der Eingliederungshilfe zu verhandeln bleibt unberührt.

b) Die „Allgemeine Vereinbarung über die Pflegesatzgestaltung in Rheinland-Pfalz“ aus
dem Jahr 1971 findet weiterhin Anwendung. Die Vertragspartner vereinbaren, dass
diese Vereinbarung prioritär ab dem 01.01.2023 in einer AG bearbeitet wird. Eine
neue Regelung soll bis spätestens zum 30.06.2023 gefunden sein.

c) Das Verfahren und die Vereinbarungen in Bezug auf „Zusätzliche Einzelfallhilfen“
finden unverändert bis längstens 31.12.2024 Anwendung.

d) Die durch die beschlossene Anlage 15 zum Landesrahmenvertrag konkretisierten
Regelungen zu § 11 Abs. 3 Landesrahmenvertrag, finden bis längstens 31.12.2024
Anwendung.

e) Einzelverhandlungen, zu denen vor der Umstellung des Systems auf die neue
Leistungs- und Vergütungssystematik aufgefordert wird, können in der bisherigen
Vereinbarungslogik erfolgen. Die Regelungen der §§ 24 ff. Landesrahmenvertag
kommen hierbei nicht zur Anwendung. Alternativ wird auf Basis der vom
Leistungserbringer oder vom Träger der Eingliederungshilfe angebotenen Leistungs-
und Vergütungssystematik verhandelt.

f) Bei Einzelverhandlungen der Besonderen Wohnformen, zu denen vor der
Umstellung des Systems auf die neue Leistungs- und Vergütungssystematik
aufgefordert wurde, werden die Vergütungssätze entsprechend dem bisherigen
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Kostenkalkulationsblatt (s. Anhang 1) ermittelt. Der ermittelte Vergütungssatz wird 
um die zu trennenden existenzsichernden Leistungen bereinigt. Es erfolgt ein Abzug 
des im Rahmen der Anlage 5/5a (s. Anhang 2) ermittelten Betrages für Unterkunft 
und Heizung (bis zu 125% der oberen Angemessenheitsgrenze) sowie eines 
Betrages in Höhe des Regelsatzes gemäß Regelbedarfsstufe 2 abzüglich des 
Barmittelanteils der leistungsberechtigten Person.  

g) Sofern der Träger der Eingliederungshilfe in die Rechtsnachfolge einer Leistungs-
und Vergütungsvereinbarung eingetreten ist, gilt für den Zeitraum bis zur Umstellung
auf die neue Leistungs- und Vergütungssystematik, dass die darin getroffenen
Regelungen auch in neu geschaffenen Angeboten auf Wunsch des
Leistungserbringers mit den gleichen Leistungen im gleichen regionalen Raum
gelten (z.B. Leistungserbringung in ambulanten betreuten Wohngemeinschaften
gemäß § 5 LWTG).

h) Die am 31.12.2022 bestehenden Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen nach §
125 SGB IX gelten bis zur Umstellung auf die neue Leistungs- und
Vergütungssystematik, längstens jedoch bis zum 31.12.2024 fort, es sei denn.es
wurde oder wird zu Verhandlungen aufgefordert.



KOSTENBLATT

Name und Anschrift der Einrichtung
Leistungserbringer
Art des Angebots
Aktenzeichen

Art der Buchhaltung Abwesenheitstage 1108
Berechnungszeitraum Zahl der Vollbeschäftigten  
Sollplätze 36
maximale Vergütungstage 13140 Durchschnittsbelegung 97%
Vergütungstage 12032 Vergleichstage 12.697             

A. KOSTEN
Buchhalterischer Berichti- Bereinigte Euro je

Kostenarten Aufwand gungen Kosten  Pflegetag

Euro ohne Cent
1 2 3 4 5

I. PERSONALKOSTEN INSGESAMT 1.500.000 0 1.500.000 118,14

0 0 0,00

Summe I 1.500.000 0 1.500.000 118,14

II. SACHKOSTEN

a) Lebensmittel 5.000 0 5.000 0,39
b) Medizinischer Bedarf 2.000 0 2.000 0,16
c) Wasser, Energie, Brennstoffe 25.000 0 25.000 1,97
d) Wirtschaftsbedarf 5.000 0 5.000 0,39
e) Betreuungsaufwand 1.500 0 1.500 0,12
f) Verwaltungsbedarf 25.000 0 25.000 1,97
g) Steuern, Abgaben, Versicherungen 0 0 0,00
h) Miete und Pacht 0 0 0 0,00
i) Zinsen für Fremdkapital 0 0 0 0,00
j) laufende Instandhaltung 0 0 0 0,00
k) Abschreibungen 0 0 0 0,00

Summe II 63.500 0 63.500 5,00

IV. BRUTTO-GESAMTKOSTEN (Summe A) 1.563.500 0 1.563.500 123,14



B. ABZÜGE
Buchhalterischer Berichti- Bereinigte Euro je

Aufwand gungen Kosten  Pflegetag

Euro ohne Cent
1 2 3 4 5

V. Erlösabzüge

a) Sachbezüge des Personals 0 0 0 0,00

b) Rückvergütungen und Erstattungen 0 0 0 0,00

c) Miete und Pacht 0 0 0 0,00

g) Erträge aus Nebenleistungen 0 0 0 0,00

h) Sonstige Erträge 0 0 0 0,00

VI. Gesamtabzüge (Summe B) 0 0 0 0,00

C. NETTO-GESAMTKOSTEN (A abzügl. B) 1.563.500 0 1.563.500 123,14

Für die Richtigkeit der Ausfertigung des Kostenblattes:

Ort/Datum



Anlagen zum Kostenblatt

(6) Stellenbesetzungsübersicht

Zahl der Stellen

Funktion

1. Leitung und Sonderdienste

2. Ärztlicher Dienst (auch Vertragsärzte)

3. Betreuungsdienst davon ........ Nachtwachen

4. Wirtschaftsdienst

     a) Küchenpersonal

    b) hauswirtschaftliches Personal

    c) Wäscherei-, Bügelei- und Bekleidungspersonal

    d) sonstiger Wirtschaftsdienst

5. sonstiges Personal

6. Verwaltungsdienst

Summe 1 - 9
Praktikanten und Auszubildende

0,00

prospektiv zu verhandelnde Personalstellen



ANLAGE 5: Grundlage für die Mietkalkulation in Besonderen Wohnformen

Fachleistung
(Basismodul) in % KdU 100 % in % KdU +25 % in %

Personalkosten

Pauschale Mietverwaltung 321,75 € 64,35 € 20% 257,40 € 80%
Grundlage: 321,75 € als jährliche Pauschale, analog öffentlich geförderter 
Wohnungsbau

Pauschale Wirtschaft- und Instandsetzung
300,00 € 60,00 € 20% 240,00 € 80%

Grundlage: 0,50 € pro qm (analog Hauswart / Betriebskostenverordnung) bei 
50 qm jährlich; kann durch eigenes Personal oder Fremdleistung erbracht
werden

Summe Personalkosten 621,75 € 124,35 € 497,40 € -  €

Sachkosten

Wasser, Energie, Brennstoffe

Wasser, Brennstoffe -  € 20% -  € 80%

Grundlage Betriebskostenverordnung (BetrKV): Kosten für Wasser, Gas, Öl,
Fernwärme, Brennstoffe und sonstigen Energieverbrauch. Gebühren für
Abwasser werden bei Steuern, Abgaben etc. aufgeführt

Strom (§42a Abs. 5 Satz 4 Nr.3 SGB XII) -  € 20% -  € 80%

Instandhaltung und Instandsetzung

(§42a Abs. 5 Satz 4 Nr.3 ) -  € 20% -  € 80%
Instandhaltung von persönlichen Räumlichkeiten und den Räumlichkeiten zur
gemeinschaftlichen Nutzung

(§42a Abs.5 Satz 4 Nr.2) -  € 20% -  € 80%
Instandhaltungskosten für behinderungsbedingte Ausstattung z.B. Notruf,
Brandschutzanlage, AAL, etc.

Steuern, Abgaben, Versicherungen -  € 20% -  € 80%
Weitere Positionen der BetrKV: Grundsteuer, Schornsteinfeger, Abwasser, 
Müll, Straßenreinigung, Sach- und Haftpflichtversicherungen

Telefonie, Internet, Rundfunk und Fern-sehen
(§42a Abs. 5 Satz 4 Nr.4 SGB XII) -  € 65% -  € 35% Kosten und Gebühren des Zugangs zu diesen Medien

HINWEIS: Bitte machen Sie alle Angaben pro Person pro Jahr; Sollten Sie eine andere Flächenverteilung als 80% / 20% haben, so ändern Sie dies  bitte in den Spalten D und F. Die Aufteilung des
Verwaltungsbedarfs (65%/35%) bleibt hiervon unberührt.

in Feldern dieser Farbe bitte Werte eintragen

davon davon davonKosten
insgesamt Erläuterungen

Anhang 2 (s. Nr. 6 Buchstabe f)



a) Miete und Pacht oder
b) Abschreibung Gebäude

-  € 20% -  € -  €

zu a) Grundlage ist der abgestimmte Mietvertrag mit dem Träger der
Eingliederungshilfe. Bei der Aufteilung der Kosten, die in die KdU fließen, ist
zu prüfen, ob Kostenbestandteile (behinderungsbedingte Mehrkosten) unter
den Aufschlag nach §42a Abs.5 S.4 Nr.2 SGB XII fallen (Spalte G).
zu b) Neufälle: abgestimmte Istkosten; Altfälle siehe Anlage 5a

Instandhaltung / Instandsetzung -  € 20% -  € 80%

Instandhaltung von Gebäuden, Außenanlagen, Betriebsausstattung und
technische Anlagen; Neufälle: 1,25% der abgestimmten Istkosten für KG
300+400; Altfälle siehe Anlage 5a

Möbilierung Bewohnerzimmer,
Gemeinschaftsräume u. Ausstattung mit
Haushaltsgroßgeräten
(§42a Abs.5 Satz 4 Nr.1 SGB XII ) -  € 20% -  € 80% siehe Anlage 5a

Zinsen -  € 20% -  € 80%
Zinsen für Fremdkapital: marktüblich und vorher abgestimmt; Zinsen für
Eigenkapital 2,5 %

Außenanlagen
siehe Anlage 5a; pro Person max. 50 qm Außenanlagen zu KdU;
übersteigende Fläche ist Fachleistung; Instandhaltung 1,90 € je qm

Mietausfallwagnis (2%)
2% der Kaltmiete lt. II. Berechnungsverordnung (ohne Zeilen: 12, 19, 21, 28
und 31)

Summe Sachkosten -  € -  € -  € -  €

Summe Total 621,75 € 124,35 € 497,40 € -  €
Summe pro Monat 51,81 € 10,36 € 41,45 € -  €

untere angemessene Grenze Grundsicherung (100%) 0,00 €
ermittelte Kosten pro Monat Spalte E (100%) 41,45 €
Ermittlung der Kosten, die 100% übersteigen 41,45 €

Max. Anerkennung durch Grundsicherungsträger  (25%) 0,00 €
ermittelte Kosten in Spalte G (25%) 0,00 €

Ermittlung der Kosten, die 25% übersteigen/unterschreiten 0,00 €

falls 125 % überschritten werden (EGH) 41,45 €

untere Angemesseneheitsgrenze  gem. §42a SGB XII ermittelt durch Sozialhilfetr. pro Monat

Prüfung der weiteren 25%

Prüfung der 100%



ANLAGE 5a:  Abschreibung und Instandhaltung

I Grundlage Herstellungskosten nach BKI Pflegeheime 2018

Euro
Herrichten und Erschließen (KG 200) 20 € 

1.050 € 
Technische Anlagen (KG 400) 487 € 

152 € 
318 € 

2.027 € 

II Abschreibung III gebäudebezogene Instandhaltungskosten
BGF qm

erste Stufe 2015- 2019 2.027,00 € BKI 2018 Pflegeheime Grundlage 1.537,00 €
zweite Stufe 1986 - 2014 1.925,65 € 95 % BKI 18 bewilligte Nettogrundfläche 50
dritte Stufe und älter -1985 1.824,30 € 90% BKI 18 Gesamtkosten 76.850,00 €

bewilligte Nettogrundfläche 50 ermittelter Instandhaltungssatz 1,25%

kalkulatorische Abschreibung mit 33 Jahre, Instandhaltung jährlich monatlich KdU
ermittelter Abschreibungsatz für lang- und mittelfristig 3,49% 960,63 € 80,05 € 64,04 €

jährlich monatlich KdU (80%)
2015- 2019 3.537,12 € 294,76 € 235,81 € 
1986 - 2014 3.360,26 € 280,02 € 224,02 € 
und älter -1985 3.183,40 € 265,28 € 212,23 € 

IV Abschreibung Ausstattung V Instandhaltung Außenanlagen

5.000,00 € 152,00 €
kalk. Abschreibung 10 Jahre 10% Instandhaltung 1,25% 1,25%
Gesamtkosten 500,00 € Gesamtkosten 1,90 €

Legende

BKI = Baukostenindex KG = Kostengruppe BGF = Bruttogrundfläche

HINWEIS: Die Anlage 5a basiert auf Empfehlungen aus dem Modellprojekt "Trennung der Leistungen" unter externer Begleitung der Firma XIT GmbH

analog BKI 2018 KG 600 BKI 2018 KG 500 pro qm

BKI Pflegeheime

Baukonstruktion (KG 300)

Außenanlagen (KG 500)
Baunebenkosten (KG 700)
Gesamtsumme
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